
fassung des Kreisgerichts in einem Beschluß aus­
gesprochen werden konnte, durch den die Berufung 
des Verklagten gemäß § 41 AnglVO als offensichtlich 
unbegründet verworfen wurde, ob nicht vielmehr schon 
deshalb Termin zur mündlichen Verhandlung hätte an­
beraumt werden müssen.

Die Berufung des Verklagten war ja insbesondere 
auch darauf gestützt, daß auch verjährte Forderungen 
unter den Voraussetzungen des § 390 BGB noch zur 
Aufrechnung gestellt werden können. Wenn sich das 
Bezirksgericht diese richtige Auffassung des Verklag­
ten zu eigen gemacht hat, dann könnte schon aus die­
sem Grunde die Berufung nicht „offensichtlich“ — das 
aber verlangt § 41 AnglVO — unbegründet sein.

Noch weniger ging es aber an, dadurch zu einer Ver­
werfung der Berufung nach § 41 AnglVO zu gelangen, 
daß man zwar dem Berufungsvorbringen folgte, gleich­
wohl aber aus Gründen, die in der ersten Instanz nicht 
vorgetragen, vom Gericht auch nicht unter Ausübung 
der Fragepflicht nach § 139 ZPO in das Verfahren ein- 
geführt und daher auch nicht zum Gegenstand der 
mündlichen Verhandlung gemacht worden waren, die 
Berufung als offensichtlich unbegründet ansah. Eine 
solche Handhabung widerspricht einem der wichtig­
sten Grundprinzipien unseres demokratischen Prozeß­
rechts, nach dem jeder Partei ausreichendes rechtliches 
Gehör, und zwar in mündlicher Verhandlung, gewährt 
werden muß (§ 128 ZPO). Wenn nun noch dazu die 
fehlerhafterweise nachgeschobene Begründung des Ver­
werfungsbeschlusses, wie noch auszuführen sein wird, 
unrichtig ist, so liegt vollends ein so schwerer Verstoß 
gegen die Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
vor, daß die vom Bezirksgericht geübte Praxis zur 
Minderung des Vertrauens der rechtsuchenden Bürger 
in die Rechtsprechung unserer Gerichte führen muß.

In der Tat kann dem Bezirksgericht nicht darin ge­
folgt werden, daß der Verklagte mit der von ihm auf­
gestellten Forderung für Arbeitsleistungen deshalb 
nicht aufrechnen könne, weil diese aus einem Arbeits­
rechtsverhältnis stamme, also vor dem Arbeitsgericht 
hätte geltend gemacht werden müssen.

Durch die Aussagen der Zeugen B. und Sch. und 
durch die Bekundungen der Ehefrau des Klägers selbst 
steht fest, daß dfer Verklagte, nachdem der Kläger er­
krankt war und den von ihm gepachteten Hof nicht 
mehr bewirtschaften konnte, die Bewirtschaftung über­
nommen hat. Es erscheint schon äußerst zweifelhaft, 
daß dadurch zwischen den Parteien ein Arbeitsrechts­
verhältnis begründet worden ist. Näherliegend ist viel­
mehr, daß der Verklagte damals entweder als Ge­
schäftsführer ohne Auftrag oder unter Umständen so­
gar im Auftrag der Ehefrau des Klägers oder dessen 
Pflegers gehandelt hat, weil schon aus volkswirtschaft­
lichen Gründen die Bewirtschaftung des Hofes fort­
geführt werden mußte und die Ehefrau und die Toch­
ter des Klägers dazu nicht in der Lage waren. Darüber 
wird das Bezirksgericht eventuell Beweis durch die 
vom Verklagten bereits genannten Zeugen erheben 
müssen. Daß dann, wenn das bejaht werden müßte, 
dem Verklagten aus seinen Arbeitsleistungen für den 
Kläger unbedenklich ein Erstattungsanspruch aus den 
Bestimmungen der §§ 677 ff. bzw. 662 ff. BGB zustünde, 
bedarf keiner besonderen Erörterung.

Auch gegen die Aufrechnung mit diesem Ansprüche 
beständen keine Bedenken. Die Aufrechnungseinrede 
des Verklagten wäre aber auch dann beachtlich, wenn 
tatsächlich unter den Parteien ein Arbeitsrechtsver­
hältnis bestanden haben sollte. Ansprüche aus einem 
solchen hätten prozessual zwar weder durch Klage 
noch durch Widerklage vor dem allgemeinen Zivilgericht 
geltend gemacht werden können. Es ist jedoch zulässig, 
mit ihnen gegen Ansprüche, die vor dem Zivilgericht 
erhoben worden sind, aufzurechnen, da die hierfür 
nach § 387 BGB verlangten Voraussetzungen — Gleich­
artigkeit und Fälligkeit der zur Aufrechnung gestellten 
Forderung — gegeben sind. An der sachlichen Zustän­
digkeit der Instanzgerichte zur Entscheidung über diese 
zur Aufrechnung gestellte Forderung kann daher kein 
Zweifel bestehen. Die Aufrechnungseinrede hätte also, 
soweit sie sich auf die Arbeitsleistungen des Verklag­
ten stützt, sachlich behandelt werden müssen.

§§ 99 Abs. 2, 574 ZPO; § 1 Abs. 1 Satz 3 der An­
ordnung Nr. 2 über die Behandlung des Vermögens 
von Personen, die die DDR nach dem 10. Juni 1953 
verlassen, vom 20. August 1958 (GBl. I S. 664).

1. Personen, die die DDR illegal verlassen haben, 
sind nicht mehr legitimiert, über ihr hier belegenes 
Vermögen Prozesse zu führen, und zwar auch dann 
nicht, wenn sie lediglich die passive Rolle im Prozeß 
(d. h. als Verklagter, Berufungsverklagter, Beschwerde­
gegner usw.) spielen.

2. Zur Form der Berufung.
3. Die Wirkung des illegalen Verlassens der DDR 

auf das anhängige Verfahren.
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48/58.
Die Klägerinnen hatten gegen die Verklagte Klage auf 

Auskunftserteilung über den Bestand des Nachlasses des 
1957 verstorbenen B. verlangt. Die Verklagte erkannte den 
Anspruch unter Protest gegen die Kostenlast an. Es erging 
Anerkenntnisurteil, in dem der Verklagten die Kosten des 
Rechtsstreits auferlegt wurden. Nach Erlaß des An­
erkenntnisurteils verließen die Klägerinnen die DDR, ohne 
die polizeilichen Meldevorschriften zu beachten.

Die von der Verklagten gegen die Kostenentscheidung 
eingelegte Beschwerde wurde als unzulässig verworfen.

Aus den G r ü n d e n :
Die Verklagte hat das falsche Rechtsmittel gewählt. 

Gemäß § 99 Abs. 3 ZPO ist bei der Entscheidung über 
den Kostenpunkt zwar die.sofortige Beschwerde statt­
haft. Das setzt aber voraus, daß eine Entscheidung in 
der Hauptsache nicht ergangen ist. Hier ist jedoch eine 
Entscheidung in der Hauptsache ergangen. Der Rechts­
streit wurde durch ein Urteil beendet, das auf Grund 
eines Anerkenntnisses ausgesprochen wurde. Dies ist 
der Fall des § 99 Abs. 2 ZPO. Dort heißt es aber nur, 
daß die Entscheidung über den Kostenpunkt selbständig 
angefochten werden kann. Es ist nichts darüber gesagt, 
in welcher Form dies zu geschehen hat. Daraus folgt, 
daß die allgemeine Regel gilt, daß gegen Urteile nur 
die Berufung zulässig ist, wie e§ § 511 ZPO vorsieht. 
Die Verklagte hätte also Berufung gegen das Kosten­
urteil einlegen müssen.

Eine Umdeutung in das richtige Rechtsmittel ist hier 
nicht möglich. Die sofortige Beschwerde wurde beim 
Kreisgericht eingelegt. Eine Berufung muß jedoch gern. 
§ 518 ZPO beim Berufungsgericht eingelegt werden. Es 
handelt sich hierbei um eine strenge Formvorschrift. 
Wird diesem Formerfordernis nicht Genüge getan, so 
ist die Berufung nicht in der gesetzlichen Form ein­
gelegt und daher gern. § 519 b ZPO als unzulässig zu 
verwerfen. An dieser Konsequenz scheitert eine Um­
deutung.

Daran ändert sich auch nichts dädürch, daß die 
Klägerinnen erst nach Erlaß des angefochtenen Urteils 
illegal die DDR verlassen haben. Zwar sind sie nun­
mehr gem. § 1 Abs. 1 Satz 3 der Anordnung Nr. 2 vom 
20. August 1958 (GBl. I S. 664) über die Behandlung 
des Vermögens von Personen, die die Deutsche Demo­
kratische Republik nach dem 10. Juni 1953 verlassen, 
nicht mehr aktiv legitimiert, über ihr Vermögen zu 
verfügen. Dieses unterliegt vielmehr der Verwaltung 
durch einen staatlichen Treuhänder. Auch daß die 
Klägerinnen jetzt nur Beschwerdegegnerinnen sind, also 
nur eine passive Rolle spielen, steht der Anwendbar­
keit der Anordnung nicht entgegen. Sie können auch 
als Beschwerdegegnerinnen zur Sache keine Ausführun­
gen machen. Im vorliegenden Pall ist aber beachtlich, 
daß die sofortige Beschwerde unstatthaft ist und 
deshalb als unzulässig zu verwerfen war. Die Entschei­
dung darüber erfolgt gern. § 574 ZPO von Amts wegen, 
also ohne daß die Parteien darauf Einfluß haben. Es 
spielt hierfür keine Rolle, daß in der Zwischenzeit die 
Klägerinnen nicht mehr legitimiert sind, über ihr Ver­
mögen zu verfügen. Ist die Beschwerde unstatthaft, 
dann ist sie zu verwerfen und kann nicht dadurch 
statthaft werden, daß der Rechtsmittelgegner in der 
Zwischenzeit die Verfügungsbefugnis über sein Ver­
mögen verloren hat.

(Mitgeteilt von Gerhard Gutschmidt, 
Richter am Bezirksgericht Potsdam)
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